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Zwei Urologen ausgezeichnet
Kehl (red/mz). Die beiden Urologen am Ortenau-Klinikum 
Offenburg-Kehl, Reinhard Groh und Privatdozent Jörg 
Simon, zählen laut Ärzteliste 2023 des Magazins Stern zu den 
besten Medizinern in ihrem jeweiligen Schwerpunktbereich, 
teilt das Ortenau-Klinikum in einer Pressemeldung mit. 
Während Simon die Fachklinik weiterhin als Chefarzt leitet, 
betreut Groh auch nach dem altersbedingten Ende seiner 
Chefarzttätigkeit weiterhin Patienten der Klinik, heißt es 
weiter. Im Stern-Sonderheft 01/23 „Gute Ärzte für mich“ wer-
den Groh für den Bereich „Benignes Prostatasyndrom“ und 
Simon für den Bereich „Urologische Tumore“ ausgezeichnet 
und als Spezialisten empfohlen. Bereits 2022 gehörten sie zu 
den ausgezeichneten Top-Medizinern des Magazins.

Ein Weber-Haus erhält Gütesiegel
Rheinau-Linx (red/mz). Das Weber-Haus von Johanna und 
Alexander Lützow wurde durch den Landkreis Esslingen 
mit dem Gütesiegel „Klimahaus Baden-Württemberg“ 
ausgezeichnet. Gebaut haben die stolzen Hausbesitzer ihr 
energieeffizientes Eigenheim im Jahr 2021, teilt Weber-Haus 
mit. Von Anfang an war ihnen das Energiekonzept ihres 
Neubaus besonders wichtig. „Wir wollten das Maximum bei 
der Eigenstromversorgung rausholen. Und das haben wir 
auch geschafft“, wird  die Hausbesitzerin zitiert. Neben dem 
Energiekonzept war dem Ehepaar Lützow eine hohe Qualität 
der Baustoffe und der Ausführung wichtig. 

I N  K Ü R Z E

Offenburg. Ralph Sauer be-
zeichnet den 21. März als be-
deutenden Tag für die Besit-
zer älterer Dieselautos. Sauer, 
dessen Lahrer Kanzlei 2015 als 
erstes deutsches Anwaltsbü-
ro VW auf Schadensersatz ver-
klagt hat, geht davon aus, dass 
der Europäische Gerichtshof 
(EUGH) an diesem Tag ein für 
Verbraucher bahnbrechendes 
Urteil fällen wird. Es gehe da-
rum, ob die Autohersteller nur 
wie bisher haften, wenn nach-
gewiesen werden kann, dass 
sie die illegalen Abschaltein-
richtungen „vorsätzlich und 
sittenwidrig“ eingebaut haben, 
oder auch bei einfacher Fahr-
lässigkeit. Für Letzteres plä-
diert laut Sauer  EU-General-
anwalt Athanasio Rantos.  Für 
eine erfolgreiche Klage müss-
ten die Verbraucher dann nur 
noch das fahrlässige Handeln 
der Hersteller nachweisen und 
nicht, wie der Bundesgerichts-
hof (BGH) es wünscht, das vor-
sätzliche Handeln. 

„Mir fällt kein Hersteller 
ein, der dann nicht zumindest 
Schweißperlen auf der Stirn 
hat“, kommentiert Ralph Sauer 
die Entwicklung. Bisher wür-
den die meisten Gerichtsver-
fahren beispielsweise gegen 
Mercedes Benz mit dem Hin-
weis abgelehnt, der Stuttgarter 
Autobauer habe die sogenann-
ten Thermofenster fahrlässig 
eingebaut. 

Nicht nur der Kreis der vom 
Dieselskandal betroffenen Her-

steller wird sich mit dem von 
Sauer erwarteten Urteil deut-
lich ausweiten, auch die Kon-
sequenzen daraus würden sich 
erheblich verschärfen. Bisher 
vertrete der Bundesgerichts-
hof die Ansicht, dass wenn ein 
Fahrzeug mit manipulierter 
Abgasreinigung genutzt wur-
de, diese Nutzung auch einen 
Wert darstelle, der von der Ent-
schädigung abgezogen werden 
müsse. „Man zieht einen Obo-
lus für die gefahrenen Kilome-
ter ab, und wenn das Auto bei-
spielsweise 200.000 Kilometer 
runter hat, bekommt man im 
Grunde nichts mehr“, hat An-
walt Sauer festgestellt.

Auch an diese Regelung 
wolle der Europäische Ge-
richtshof Hand anlegen. „Der 
Generalanwalt sagt, der Scha-
densersatz darf durch die Nut-
zungsentschädigung nicht auf-

gezehrt werden“, erklärt Sauer. 
Am Ende müsse für den Kläger 
etwas übrig bleiben. Der  EUGH 
führe damit eine Art Straf-
schadensersatz ein. „Das wä-
re eine Sensation“, findet der 
Lahrer Anwalt, der mit einer 
Sammelklage einst für 260.000 
VW-Kunden 830 Millionen Eu-
ro Entschädigung im Rah-
men eines Vergleichs erzielt 
hat. Aktuell könnten Herstel-
ler ein Auto mit manipulierter 
Abgastechnik zurücknehmen 
und dafür nur den Verkehrs-
wert, in manchen Konstella-
tionen gar weniger auszah-
len. Laut Sauer wäre es auch 
ein politisch wichtiges Signal 
an die Branche, dass sich Be-
trug nicht lohnt.  Bisher sei-
en die Schadensersatzzahlun-
gen geringer ausgefallen als 
die Mehrkosten, die für ein ge-
setzeskonformes Fahrzeug ent-
standen wären. Das sei auch 
der Grund, weshalb der Anwalt 
die Klagen der Verbraucher für 
berechtigt hält: „Man hat viel 
Geld für eine Technologie aus-
gegeben, die man nicht bekom-
men hat.“

Dass die neuen Richtlini-
en des EUGH die Autobauer in 
existenzielle Bedrängnis brin-
gen werden, glaubt Ralph Sau-
er nicht. „Selbst wenn pro Auto 
10.000 Euro an Entschädigung 
rauskommen, wären das bei et-
wa zehn Millionen betroffenen 
Dieselfahrzeugen 100 Milliar-
den Euro, verteilt auf alle Her-
steller.“ Zu berücksichtigen 
sei, dass allein VW im vergan-
genen Jahr einen Gewinn von 

22 Milliarden Euro gemacht 
habe. Hinzu komme, dass die 
meisten betroffenen Fahrzeu-
ge drei Jahre oder älter seien. 
„Die Schadensersatzzahlun-
gen werden deshalb nicht ex-
trem hoch ausfallen“, meint 
Sauer.  Die ganz neuen Diesel 
seien nach bisheriger Erkennt-
nis alle gesetzeskonform. 

Im finalen Stadium

„Wir gehen davon aus, dass
wenn der EUGH bei seiner
Einschätzung bleibt, die Ent-
schädigung um einiges hö-
her ausfallen wird als der Ver-
kehrswert“, sagt Sauer. Es sei
dann „auf jeden Fall sinnvoll,
den Rechtsweg einzuschlagen, 
anstatt das Fahrzeug zu ver-
kaufen“. Und er mahnt zur Ei-
le: Schließlich stehe auch die
Stilllegung betroffener Fahr-
zeuge im Raum. „Dann geht 
der Fahrzeugwert gegen null.“
Für den Fall, dass ein Verbrau-
cher keine Rechtsschutzversi-
cherung hat, stünden inzwi-
schen Prozessfinanzierer zur 
Verfügung, die eine Klage ge-
gen einen Teil der Entschädi-
gung übernehmen.

Nach der Entscheidung des 
EUGH müsse das Urteil noch
in die nationale Rechtspre-
chung  übertragen werden.
„Es wird eine gewisse Zeit ins 
Land gehen, in der die Rechts-
lage noch nicht ganz klar ist“, 
prognostiziert Sauer. Der  Die-
selskandal als solcher sei jetzt 
jedoch im finalen Stadium an-
gelangt. 

VON SIMON ALLGEIER

Mit einem am Dienstag erwarteten Urteil des Europäischen Gerichtshofs steuert der Dieselskandal 
seinem Finale entgegen. Der Lahrer Anwalt Ralph Sauer rechnet mit viel Geld für Autobesitzer.

Hoffnung für Dieselfahrer
Ein am Dienstag erwartetes Urteil des Europäischen Gerichtshofs zum Dieselskandal wird nach Einschätzung des Lahrer Anwalts 
Ralph Sauer die Verbraucherrechte stärken.  Foto: Julian Stratenschulte/dpa

Ralph Sauer ist Geschäfts-
führer und Gesellschafter der 
Kanzlei Stoll & Sauer. 
 Foto: Stoll & Sauer

Kehl (red/mz). Die stark 
gestiegenen Stromprei-
se belasten die deutsche 
Industrie. Insbesondere ener-
gieintensive Betriebe wie die 
Badischen Stahlwerke (BSW) 
stehen unter hohem Kos-
ten- und Wettbewerbsdruck, 
informiert das Unterneh-
men in einer Pressemeldung, 
denn im europäischen Ver-
gleich liegt Deutschland beim 
Strompreis an der Spitze.

Um auf diese Situation 
aufmerksam zu machen, de-
monstrierten am 9. März 
über 400 Beschäftigte der Ba-
dischen Stahlwerke im Rah-
men eines Aktionstags drei-
er Gewerkschaften für einen 
wettbewerbsfähigen Indus-

triestrompreis – und damit 
für die Zukunft ihrer Ar-
beitsplätze. „Wir brauchen 
Industriestrom zu wettbe-
werbsfähigen Preisen, um in-
ternational konkurrenzfähig 
zu bleiben und unsere Wirt-
schaftskraft zu sichern“, wird 
Markus Menges, Geschäfts-
führer der Badischen Stahl-
werke, zitiert.

Um die stark gestiegenen 
Strompreise zumindest teil-
weise abzufedern, habe das 
Unternehmen seine Preise im 
letzten Jahr anpassen müs-
sen, was zu einer sinkenden 
Nachfrage geführt habe. „Im 
Vergleich zum Vorjahr ist un-
ser Absatz 2022 unter ande-
rem dadurch um etwa 20 Pro-
zent zurückgegangen.“

An die Politik hat Menges 
eine klare Forderung: „Da-
mit energieintensive Betriebe 
wie die Badischen Stahlwer-
ke auch weiterhin im Wettbe-
werb bestehen können, muss 
die Politik einen speziellen 
Strompreis für energieinten-
sive Branchen einführen, der 
international konkurrenzfä-
hig ist und eine langfristige 
Planbarkeit ermöglicht. Nur 
so können wir unsere Wirt-
schaftskraft sichern und Ar-
beitsplätze erhalten.“

Markus Menges, Geschäfts-
führer Badische Stahlwerke.  
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BSW fordern entschlossenes Handeln der Politik

Wettbewerbsfähige 
Industrie-Strompreise
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